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Francesco Stella 
errichtet das 
Berliner Schloss 
kil. BERLIN, 28. November. Der italieni­
sche Architekt Francesco Stella hat den 
Wettbewerb für den Wiederaufbau des 
Berliner Stadtschlosses gewonnen. Stellas 
Entwurf sieht den Bau einer Kuppel nach 
dem Vorbild Friedrich August Stülers und 
die Rekonstruktion der drei Barockfassa­
den aus dem 18. Jahrhundert vor. Die Ost­
fassade zur Spree wird mit verglasten Gän­
gen als Besuchergalerie gestaltet. Eine Pas­
sage zwischen einem Nord- und einem 
Südtor öffnet den Schlossbau zur Muse­
umsinsel und zum Berliner Stadtzentrum 
hin. Die aus acht Architekten und sieben 
Politikern bestehende Jury entschied sich 
einstimmig für den Entwurf des Italie­
ners. Bundesbauminister Tiefensee (SPD) 
erklärte, die Jury habe mit ihrer Entschei­
dung den Auftrag des Bundestages erfüllt. 
Der Juryvorsitzende Vittorio Lampugnani 
sagte, er wäre über "etwas offenere Vorga­
ben" für den Wettbewerb "glücklicher ge- · 
wesen", lobte aber den Siegerentwurf als 
Lösung, die moderne und klassische Bau­
traditionen fortführe und verbinde . Neben 
Francesco Stella wurden die Architekten 
Eccheli und Campagnola (Verona), Chis­
toph Mäckler (Frankfurt) und die Berliner 
Büros Kleihues und Kleihues sowie Koll­
hoff Architekten mit je einem dritten 
Preis ausgezeichnet. Ein Sonderpreis ging 
an einen Entwurf des Berliner Architek-

. tenduos Kuehn und Malvezzi, der anstelle 
einer Kuppel ein gewölbtes Glasdach vor­
sieht. 

HEUTE 
Eine Welt ist 
n~cht genug . '. 

Bei den Paralympics läuft Oscar Pis­
torius fast schon außer Konkurrenz. 
Sein größtes Ziel aber, die Teilnah­
me an Olympischen Spielen, hat er 
noch nicht erreicht. Sport, Seite 32 

Ärzte für Bhutan 
Welten liegen zwischen den Ministern 
mit Hochschulabschluss in der Haupt­
stadt Thimphu und den Nomaden, die 
nicht lesen können. Für diese wurden 
immerhin mobile Gesundheitsstatio­
nen geschaffen. Politik, Seite 3 

' 

Die Problemlöser 
· Immer dieselben Fachleute werden 
in Deutschland im Fernsehen be­
fragt, wenn ihr Thema Erklärung ver­
langt. Als ständige Begleiter der Pu­
blikums reduzieren sie komplexe Zu­
sammenhänge. Wirtschaft, Seite 13 

Verräterische Blutspuren 
Ski-Langläufer und Radprofis 
müssen zittern. Einigen von ihnen 
droht der "indirekte Dopingbeweis". 
Wer diesen nicht ernst nimmt, sagt 
ein schwedischer Experte, ist 
dumm. Sport, Seite 31 

Dem Künstler auf der Spur 
Aus den besten Museen der Welt 
wurden fünfzig Meisterwerke zusam­
mengetragen: Das Frankfurter 
Städel glänzt mit bestechend 
schönen Gemälden der Niederlän­
der um 1400. Feuilleton, Seite 33 

Wozu studieren? 
Bildungsabschlüsse gelten als Schlüs­
sel zum Aufstieg, und Politiker wie 
Forscher fordern eine höhere Akade­
mikerquote. Dabei fühlen sich viele 
für ihre tatschliche Arbeit überquali­
fiziert. Beruf und Chance, Seite C 1 

Mitteilung des Verlags: Reiseanzeigen auf 
Seite 17; Aotomarktanzeigen auf Seite 49. 
19 Selten Stellenanzeigen auf den 
Seiten C 7 bis C 25; Index auf Seite C 26. 
Druckauflage: 510 256 Exemplare 

Ans Licht - Die Diskussion über die Gestaltung des Platzes, wo einst das Berliner Stadtschloss und später der "Palast der Republik" 
der DDR stand, hat viele Jahre gedauert und viele Menschen viel Energie gekostet. Jetzt weiß man, wie sich der Architekt Francesco 
Stella aus Vicenza die Zukunft des Geländes vorstellt. Der Bundesbauminister präsentiert das Modell. Foto Christian Thiel 

Indien sieht "Verbindungen" der 
Terroristen nach Pakistan 
Islamabad bietet Ermittlungszusa1nmenarbeit an I Weiter Kämpfe in Bombay 

job. DELHI, 28. November. Die Angriffe 
islamischer Terroristen auf das Zentrum 
der indischen Stadt Bombay haben weite­
re Todesopfer gefordert. Nach Teilräu­
mungen mehrerer von den Terroristen be­
setzten Gebäuden durch indische Sonder­
einheiten beliefen sich die Schätzungen 
am Freitag auf mehr als 130 Tote. Mindes­
tens vier von ihnen sind deutsche Staats­
bürger, teilte das indische Innenministeri­
um mit. Auch unter den mindestens 25 
verletzten Ausländern befinden sich nach 
Behördenangaben Deutsche. Am Abend 
dauerten die Kämpfe im Hotel "Taj Ma­
hal" und in einem Wohn- und Geschäfts­
haus in Bombay an. 

Am Freitag kursierten widersprüchli­
che Meldungen über den Stand der "Ope­
ration Black Tornado". Mehrmals erklär-

ten offizielle Stellen die Kämpfe ü~ "K'r­
schiedenen Gebäuden für beendet, bevor 
sie wieder aufflackerten. Am Freitagmor­
gen war es den Sicherheitskräften gelun­
gen, mehr als 90 Gäste aus dem "Oberoi 
Tridenf' zu befreien, unter ihnen zwei An­
gehörige des Auswärtigen Amtes und An­
gestellte der Lufthansa. Die Lage in dem 
Hotel wirkte am Freitagabend unter Kon­
trolle. Bei der Teil-Erstürmung des Nari­
man-Ha_uses fanden die Soldaten fünf ge­
tötete Geiseln, die vermutlich Mitglieder 
des jüdischen Gemeindezentrums waren. 
Ein Sprecher des Einsatzkommandos be­
richtete von Dutzenden Leichen, die 
noch am Freitag in den Hotels gefunden 
worden seien. Unklar war, ob diese be­
reits Bestandteil der behördlichen Schät­
zungen gewesen waren. Wie viele Geiseln 

s;ch noch~ Nariman-Haus und im Hotel 
"Taj Mahal\·' in der Hand der Terroristen 
befanden, 1\var ebenfalls ungewiss. 

Der indische Außenminister Mukher­
jee sagte am Freitag, dass "Elemente mit 
Verbindungen nach Pakistan" hinter den 
Angriffen auf die indische Finanzmetro­
pole steckten. Die Regierung in Islama­
bad warnte zwar davor, "die Politik mit 
ins Spiel zu bringen", verzichtete aber auf 
aggressive Reaktionen. Der pakistanische 
Außenminister Qureshi, der sich derzeit 
in Indien aufhält, nannte den Terroris­
mus eine gemeinsame Herausforderung. 
Der pakistanische Präsident Zardari bot 
der indischen Regierung eine Mitarbeit 
bei den Ermittlungen in Bombay an. 
(Fortsetzung und weiterer Bericht Seite 2, 
siehe Wirtschaft, Seite 12.) 

BKA-Gesetz kommt in den Vermittlungsausschuss 
Bundesrat lehnt Entwurf ab I Schäuble: Breite Zustimmung für mehr Befugnisse· des BKA 
pca. BERLIN, 28. November. Der Bun­
desrat hat am Freitag den Entwurf des Ge­
setzes zur Erweiterung der Aufgaben des 
Bundeskriminalamts (BKA) abgelehnt. . 
Damit bleibt es dem BKA einstweilen ver­
wehrt, vorbeugend zur Abwehr vcin Ge­
fahren durch den internationalen Terro­
rismus tätig zu werden. Um das Vorhaben 
zu retten, wollen nun innerhalb der SPD 
Politiker von Bund und Ländern miteinan­
der Änderungswünsche absprechen; so­
dann will die große Koalition gemeinsam 
einen Vorschlag unterbreiten, der auch 
die Zustimmung von Bundesländern mit 
SPD-Regierungsbeteiligung finden kann. 

Länder wie Sachsen, Sachsen-Anhalt 
und Schleswig Holstein verweigerten 
dem Gesetzentwurf ebenso ihre Zustim­
mung wie Länder, in denen FDP, Grüpe 

Seehofer sagt Teilnahme 
an CDU-Parteitag ab 
ff. MÜNCHEN, 28. November. Der baye­
rische Ministerpräsident und CSU-Vorsit­
zende Seehafer wird nicht an dem CDU­
Parteitag in Stuttgart in der nächsten Wo­
che teilnehmen. Die sehr ernste Lage der 
Bayern LB erfordere seine Anwesenheit 
in München, sagte Seehafer am Freitag. 
Er stellte einen Plan zur Stützung der Bay­
ern LB vor, mit dem das Land zum Mehr­
heitseigentümer der Bank werden soll. 
Dazu will das Land Kredite aufnehmen. 
(Siehe Seite 4 sowie Wirtschaft, Seite 11.) 

oder Linkspartei mitregieren. Nun soll 
der Vermittlungsausschuss angerufen wer­
den; sollte es zu einer Einigung kommen, 
könnte das Gesetz Bundestag und Bundes­
rat noch vor den Weihnachtsfeiertagen 
abermals vorgelegt werden. 

Bundesinnenminister Schäuble (CDU) 
warb vor dem Bundesrat abermals für die 
Erweiterung der Befugnisse des BKA. Die­
se sei eine Notwendigkeit, die sich nach 
übereinstimmender Auffassung von "we­
nigstens 15 der 16 Länder" etwa aus den 
Ermittlungen gegen die sogenannte "Sau­
erland-Gruppe" ergeben habe. Schäuble 
hob jedoch hervor: "Auch wenn das Ge­
setz nicht zustande kommt, bleibt das 
Land dank der engen Kooperation von 
Bund und Ländern ein sicheres Land." 
Die Opposition von FDP, Grünen und 

Inflationsrate sinkt, 
Arbeitslosigkeit steigt 
ppl. .FRANKFURT, 28. November. Die 
Inflationsrate ist im November stark ge­
sunken. Die Verbraucherpreise lagen im 
Euro-Raum nur noch 2,1 Prozent über 
dem Vorjahresniveau, teilte das Statisti­
kamt Eurostat mit. Im Vormonat waren es 
noch 3,2 Prozent. Grund für den Rück­
gang war vor allem der stark gesunkene 
Preis für Rohöl. Unterdessen hat die Wirt­
schaftskrise die Arbeitslosenquote auf 7,7 
Prozent im Durchschnitt des Euro-Raums 
steigen lassen. (Siehe Wirtschaft, Seite 12.) 

Linkspartei zeigte sich hocherfreut über 
die Bundesratsentscheidung. Der FDP­
Vorsitzende Westerwelle sagte, die Län­
derkammer habe sich als" verfassungspoli­
tisches Gewissen der Nation bewiesen". 
Es sei gUt, dass die Zeiten vorbei seien, 
"wo Schwarz-Rot einen Durchmarsch ge­
gen unser Grundgesetz und gegen die Bür­
gerrechte gelingen konnte", äußerte Wes­
terwelle. Die Grünen-Fraktionsvorsitzen­
de Kürrast teilte mit, der Bundesrat habe 
"zu Recht die · Notbremse gezogen". 
Schäubles Angriff auf die Demokratie und 
"den Rest an Privatheit" sei gescheitert. 

Für den Fall, dass ein BKA-Gesetz in 
Kraft tritt, hatte die Opposition schon an­
gekündigt, das Gesetz vom Bundesverfas­
sungsgericht überprüfen zu lassen. (Fort­
setzung und weiterer Bericht Seite 2.) 

Berlin fordert Freilassung 
von BND-Mitarbeitern 
pca. BERLIN, 28. November. Die Bundes­
regierung hat am Freitag abermals die bal­
dige Freilassung der drei im Kosovo inhaf­
tierten END-Mitarbeiter gefordert. Der 
stellvertretende Regierungssprecher Steg 
dankt dem Vorsitzenden des Parl.amentari­
schen Kontrollgremiums Oppermallli. 
(SPD) für "klare Worte", die dieser gefun­
den habe. Oppermann hatte unte,r ande­
rem gesagt, die Deutschen würden "rechts­
staatswidrig" und unter "unmenschlichen 
Bedingungen" festgehalten. 
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Das Schloss geht auf 
Von Andreas Ki lb 

D er Entwurf des Italieners. Fran­
cesco Stella für den Wiederauf­

bau des Berliner Stadtschlosses ist auf 
den ersten Blick bestechend. Statt das 
Schloss durch einen Querbau, wie er . 
vor der Sprengung im Jahr 1950 be­
stand, in zwei annähernd gleiche Hälf­
ten zu teilen, zerlegt er das Mittelge­
bäude in schlanke Galerien, zwischen 
denen eine breite Passage hindurch­
führt. Sie verbindet zwei Tore der Ba­
rockfassade ,miteinander. So bekommt 
der neue Großbau eine Öffnung zur 
Stadt, die seinen Charakter als Schatz-

. haus der Republik, als Bürgerschloss, 
architektonisch sichtbar macht. 

Seit fünfzehn Jahren wird um die­
ses Schloss gerungen. Die einstimmi­
ge Entscheidung der Wettbewerbsju­
ry, die nach den Kampagnen und Ge­
rüchten der letzten Wochen fast über­
raschend kommt, ist aber nur eine 
Etappe auf dem langen Weg zu dem 
Bau, der in vier bis fünf Jahren, wenn 
alles gutgeht, auf dem Berliner 
Schlossplatz stehen wird. Der Bundes­
tag hat mit seinem fraktionsübergrei­
fenden Beschluss vom Juli 2002 den 
Weg zur historischen Rekonstruktion 
des Hohenzollernschlosses vorge-

zeichnet. Es ist verständlich, dass die 
Architekten in der Wettbewerbsjury, 
an ihrer SpitzeStellas Landsmann Vit­
torio Lampugnani, die Bestimmungen 
der Ausschreibung als Einschränkung 
empfanden. Aber bei diesem Projekt 
ging es nicht darum, ein spektakulä­
res architektonisches Zeichen zu set­
zen. Es ging darum, in der Mitte Ber­
lins ein Gebäude zu errichten, in dem 
sich das wiedervereinigte Deutsch­
land erkennen kann und auch in Zu­
kunft erkennen wird. Der Entwurf 
Francesco Stellas erfüllt diese Aufga­
be in beeindruckender Weise. 

Nach der ästhetischen Debatte be­
ginnt jetzt die Nutzungsdiskussion. 
Die Stiftung Preußischer Kulturbesitz 
will den Neubau gemeinsam mit der 
Humboldt-Universität und der Berli­
ner Zentral- und Landesbibliothek be­
spielen. Aber die Vision eines "Hum-

, boldt-Forums" für außereuropäische 
Kulturen, die der damalige Stiftungs­
'präsident Klaus-Dieter Lehmanp vor 
sechs Jahren entwickelte, ist noch im­
mer so vage, dass von einer verant­
wortlichen Planung keine Rede sein 
kann. Lebmanns Nachfolger Her­
mann Parzinger hat jetzt die Aufgabe, 
aus dem Luftschloss der Weltkulturen 
ein schlüssiges Museumskonzept zu 
machen. Das wird auch der Schlüssel 
zum Stadtschloss sein. Oder man 
macht einep ganz neuen Plan. 

In der Vertrauensfalle 
Von Holger Steltzne r 

D ie Vertrauenskrise ist von den Fi­
nanzmärkten auf die Verbrau­

cher, die Unternehmen und sogar ein­
zelne Staaten übergesprungen. Einbre­
chende Märkte und verzweifelte staat­
liche Rettungsaktionen schüren das 
Gefühl allgemeiner Verunsicherung. 
Erinnerungen an die Depression des 
vergangenen Jahrhunderts werden 
wach. An den Kapitalmärkten geht 
schon das Schreckgespenst der Deflati­
on um, die Renditen amerikanischer 
Staatsanleihen liegen kaum höher als 
ein Prozent. 

Es droht eine globale Rezession. 
Der Abschwung erfasse die ganze 
Welt, warnt der Internationale Wäh­
rungsfonds. Der Einbruch des Welt­
handels trifft Deutschland als Export-

. nation empfindlich. Die Volkswirt­
schaft befinde sich im stärksten Ab­
schwung der Geschichte der Bundesre­
publik, sagt der Vorsitzende des Sach­
verständigenrats, Rürup. Eine schnel­
le Erholung werde es n icht geben, der 
Tiefpunkt komme erst im nächsten 
Jahr, prognostiziert Bundesbankpräsi­
dentWeber. 

Regierungen auf der ganzen Welt 
schnüren Konjunkturprogramme. Die 
Beträge machen schwindelig. Die EU­
Kommission schlägt Staatsausgaben 
von insgesamt 200 Milliarden Euro 
vor. Das Konjunkturpaket der Bundes­
regierung, das sie so nicht nennen 
möchte, beläuf·t sich auf 23 Milliarden 
Euro. Hinzu kommen Kapital und 
Bürgschaften für Banken. Der .Bund 
spannt einen Schirm von 500 Milliar­
den Euro über heimische Institute. Ins­
gesamt haften die Länder des Euro­
Raums mit 1900 Milliarden Euro für 
die Banken. Das ist ein Fünftel der 
jährlichen Wirtschaftsle istung. Trotz 
dieser Hilfen treten die Banken im 
Kr~ditgeschäft auf die Bremse, sie ver­
teuern oder kündigen sogar Firmen­
kredite. Die Flut schlechter Unterneh­
mensnachrichten steigt an. Auch mit 
der Geldpolitik wird gegengesteuert. 
Notenbanken · haben die · Zinsen ge­
senkt und die geldpolitischen Schleu­
sen geöffnet. Dennoch drohen einige 
Akteure im Meer der Liquidität zu ver­
dursten. 

Steckt die Wirtschaft in einer keyne­
sianischen Liquiditätsfalle? Wird zu­
sätzliches Geld gehortet , wird aus 
Angst gespart? So schlimm ist es noch 
nicht. Noch beeinflusst die Geldpoli­
tik die Kapitalmarktzinsen. Noch 
zeigt sich der Binnenkonsum im Ab­
schwung stabil, der zuvor wegen der 
Anhebung der Mehrwertsteuer im 
Aufschwung flach wie ein Brett geblie­
ben ist. In vielen Bereichen ist der 
wirrschaftliehe Temperatursturz noch 
nicht zu spüren. Dazu trägt die gute 
Lage am Arbeitsmarkt bei, mit mehr 
Erwerbstätigen als jemals zuvor. Stüt­
zend wirkt zudem der sinkende .Öl­
preis: Er ist das größte Weltkonjunk­
turprogramm. 

Präsident Sarkozy in Frankreich 
und Premierminister Brown in Groß­
britannien blühen in der Rolle der hy­
peraktiven Krisenmanager ~eradezu 

• I l· 

auf. Sie wollen die Welt nicht nur vor 
der Finanzkrise, sondern auch vor der 
Rezession retten. Das ist eine gefährli~ 
ehe Selbstüberschätzung. Selbst die 
beste Wirtschaftspolitik kann den Ab­
schwung nur dämpfen. Der Staat 
kann die wegbrechende Nachfrage 
nicht ersetzen, er kann auf Dauer kei­
ne Arbeitsplätze schaffen, und er 
kann die Leute nicht zwingen, zu kon­
sumieren oder zu investieren. 

Rettungseinsätze mit Finanzpolitik 
sind tückisch. Viele Länder haben da­
mit schlechte Erfahrungen gemacht . 
Meist greifen Stimulierungspakete zu 
spät und wirken dann prozyklisch. Re­
gelmäßig wird die versprochene Rück­
nahme gestiegener Staatsausgaben 
später politisch unmöglich. Die Bun­
desregierung sollte ihr Konjunkturpro-

Was bleibt, wenn auch 
noch das Vertrauen in die 
Zahlungsfähigkeit des 
Staats verlorengeht? 

gramm in Höhe von einem Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts wirken las­
sen. Aber Bundeskanzlerirr Merke! 
sollte nicht länger darauf bestehen, 
über Steuersenkungen nur für die Zeit 
nach der Wahl zu sprechen. Taktische 
Überlegungen für den Wahlkampf der 
Union müssen jetzt zurücktreten. Die 
große Koalition sollte rasch ihre Mehr­
wer tsteueranhebung zurücknehmen 
oder endlich den Solidaritätszuschlag 
zur Einkommensteuer abschaffen. 
Den Leuten muss wieder mehr Geld 
im Portemonnaie bleiben. Sie wissen 
besser, wofür. sie es ausgeben sollen. 
Für den Fall hartnäckiger Konsumver­
weigerung - in der Steuersenkungen 
wenig helfen - sollten detaillierte Plä­
ne vorbereitet werden, um bei Bedarf 
schnell und sinnvoH in Infrastruktur 
und Bildung investieren zu können. 
Das zweite Konjunkturprogramm 
darf allerdings nur verabschiedet wer­
den, wenn eine Schuldenbremse im 
Grundgesetz verankert wird, weil 
hohe · Staatsschulden das langfristige 
Wachstum beschneiden. · 

Die Weltwirtschaft kämpft mit den 
Folgen einer gigantischen Schulden­
blase. Der Versuch, diese mit noch 
mehr Schulden zu bekämpfen, ist ris­
kant. Wie jeder Kreditnehmer weiß, 
können hohe Schulden nur langsam 
abgebaut werden, wenn Schuldner 
und Gläubiger nicht umf(lllen sol_len. 
In diesem Abschwung schaukeln sich 
Unsicherheit und Pessimismus auf -
verstärkt durch mediale Aufgeregt­
heit. Hier wird ~reifbar, wie sehr Wirt­
schaft auch Psythologie ist. In der Fi­
nanzkrise hat der Staat als letzter Ver­
trauensspenderu>anis-che Märkte beru-· 
higen können. Ih der Wirtschaftskrise 
muss der Staat aufpassen, sich nicht 
zu überfordern. Denn was bliebe, 
wenn auch noch das Vertrauen in den 
Staat und seine Zahlungsfähigkeit ver­
lorenginge? 




